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Der schWeize r t s ch e R e p uöl! k ü Zl c r
herausgegeben

von E scher und ufteri
MilvU»d r» de.- âêi'cjgebenden Räche der helvêlifchen Republik.

Band II. Issch VII. -Luzern/ 8. November 1798.

Gesrzgcbnng.
Grosser Rath, 25. October.

(Fortsetzung)
Michel erklärt, daß er ungefekr in gleichem

Geist sey wie Legier: man habe ihm vorgeworfen er
habe für 2 1/2-p. C. Loskaufting gestimmt, ungcach-
tct er nicht bei der Berathung gege-, «g war, allem
er versichert, daß er zu Haus soigna tig über den Gee
genstand nachgedacht habe, und nicht zum stimmen
sich eingestellt hatte, wenn nicht zwei andre Mitglieder,
die auch eben ankamen, wider die 2 1/2 p. C. gestimmt
hatten. Was die Ablösung des Bvdenzjnses bewift,
so ist er von einem Theil des Volks gewählt, welcher
stark mit Bodenp'nf«! belastet ist; aber dessen ungeach-
tcc ist dieser The-t des Nokks nverze-gt/ daß- die Bo-
denzinse eine wahre Schuld sind, und will deswegen
sich n.cht auf Kosten des Staats davon befreien,
wahrend dem sich andere Theile des Volks mit. schwer
rem Geld und Blut losgekauft haben. Daher n-.mm
kr mir oem ganzen Canton Oberland zum Rapport.

Mar-cacci sagt, Gott verehren, sein Va'.erland
lieben, und Gerechtigkeit ausüben, dieß sind die wah-
ren Grundsatze eines braven Mannes: er begreift
nicht wie man die Rechtsgultigkeit der Eigenthums-
a-isprache des Staats auf die Grundzinse bezweiften
k a >e, wahrend dem man sie vsn Seite der Partiku-
larbesitzer anerkennt, denn die Natur des Eigenthumers
taun doch nicht auf die Natur der Schuld Einfluß
haben. Wir sollen das Volk nicht nur seine Rechte,
sondern auch seine Wichten kennen lehren und also
nicht in der Darstellung seiner Erwartungen Grunde
fur Gesetze suchen wollen: wir sollen nicht die Politik
von der Moral trennen, sondern jene nach dieser be-
stimmen und so stimmt er ganz zum Rapport.

Fierz glaubt, Gott anbeten sey nocy nicht hin-
länglich, um die Rechtmaßigkeit der Zehenden zu be-
weisen, denn sonst müßte er jemand bitten ihn in sei-
nein Gebet zu unterstützen! — Die Entstehung der
Zeyenoen und Grundzinse ist nicht so alt wie man uns
vorgeben will; denn als unsre Voreltern ihre Städte
und Dörfer verbrannten, war das Land noch nicht
zehend- und grundzinsbar, sonst hatten Zehendeigen-

chüluer diesen Auszug aus dem Land kaum zugegeben:
auch von Julius Cäsar sind die Feodallên noch
nicht eingeführt worden. Die Repräsentanten von»
Leman und andere haben hinlänglich bewiesen, daß
Fèodalgr-.ûldziksê existieren und wahrscheinlich schwel-
gen die Repräsentanten aus dem C-Won Schafhausen
nur ihres Herzenleids wegen, welches sie bei dieser -

falschen Darstellung des Wesens-der Grundzinse fühlen,
denn sie konnten auch häufige Beispiele seiner Unze-
rechtigkeit anführe». Zu Mnnchaltorf in; Ct. Zurich
kenne ich einen Grundzins, der jezt 720. st. betragt,

j-da doch das ursprüngliche Capital nur Zoo si. betrug.
jSo auch in der Herrschaft Netikon, ist gegen ein Jagd-
-recht, der Gemeinde ein Grundzins aufgelegt werden;
jstnd dieses denn wahre, gerecht, billige Schulde»? —
sMan sagt uns in Arau sen nichts von ben Feooal-
kgrundzinsey gesprochen worden: ich antworte yicrrweo
mir Guters Erundfaj: -, kein Gesez verbietet klüger
zu werden:" — ich stimme also für Rük-.veisimg des

§. in die Commission..
Butler kann nicht begreifen wie. man, ohne ge-

gen unsre Vorfahren ungerecht zu seyn, nun auf ein-
mal behaupten könne, daß die Grundzinse ungerecht
seyen, da sie alle jczigen Besitzer gmndzinspflichtlger,
Gitter doch als eine gerechte Beschwerde übernommen
haben: Er stimmt also zum Gutachten.

I 0 m i n i stimmt der Unterscheidung von verschied-

nen Grundzinsen bei, und glaubt, da die Commission,
diesen Gegenstand nicht hinlänglich untersucht habe, so

verstehe es sich von selbst, daß derselbe besser von der
Commission untersucht werden müsse und daher stimmt
er für die Verweisung m oie Commission, denn eigcr.t-
lieh sey die deutsche Redaction des §. ganz gerecht,

'
nzinse sollen ans die borge-
werden, aber dagegen sind
>clche in der franzosischen Re-
ht begriffen, also ist hier eine

denn Grund- und Bodenzinse sollen auf die vorge-
schlagne Art losgekauft werden, aber dagegen sind

hierin die Feodaizinft, welche in dc

daktion genannt sind, nicht begriffe!
klnvollstcmdigkeir.

Spengler folgt ganz Jomim.
Geyser glaubt, ohne Verbesserung des 18. §.

würden durch die mir dem 17- §> vorgenommene Ab-
anderung unzählige Streitigkeiten entstehen: er keimt

viele Beispiele von aufgedrungenen ungerechten Grund-



zià, dît alls n«v auf der Verjährung beruhen: er

schlagt vor, daß der Staat ke Partikular-Grundzins-
bescher ganz entschädige, und dagegen von den Grund-
zinsschuldigen zehnfachen Grundzins beziehe, wodurch
ihm selbst noch eine schöne Summe übrig bleche.

U hl mann stimmt für Rükweisung in die Com--

mission.
Schlnpp folgt Geysern.
Blattmann sah gestern im Geist, als man so

herzlich vom Grütli sprach, die drei Stifter der hei-

ve.ischen Freiheit neben dem Präsidenten stehen: der
eine- bat, daß mau fur den Staat sorgen und ihm
sein Eigenthum schükm solle; der andere war mißmu-
thig, daß man das Grütli durch ein steinernes Mo-
nuinent in seiner reinen Natürlichkeit stören wolle:
der dritte stellte die Wichtigkeit unsrer Arbeiten vor,
und bath, daß wir die Republik organistcren sollen,
und daher bitte ich um endliches Abstimmen.

Gmür will seiner Schuldigkeit gemäß nur offent-
lich seine Meinung sagen, denn neue Gründe weiß er

nickt anzuführen. Durch die bloß 15fache Ablösung
ist mancver Partikularbescher genug be,ckcdigt und

5-m einen Quart seines wahren Eigenthums verkürzt,
so daß eigentlich schon das Gutachten aus Schonung

für den Schuldner zu gelinde ist. Er ist wider Se-
cretans Meinung, überzeugt, daß das Belk die Re-

volution nur um der Freiheit und Gleichheit willen

machte; will man aber dieses nicht zugeben und noch

etwas Interesse beimischen, so soll man auch dac

Interesse der Bergkantone besorgen, welcues erzodcrc,
das? man nicht das Staatsgut dahmschenke, weil
man aber nicht fur einzelne C-mtone allein sorgen

soll, so soll man auch nicht für eine einzig? Elaste der

Türger sorgen, welches wir thaten, wenn wrc nur
die Gnuidzinsschuldigei! befreien und begünstigen. Er
stimmt für den Rapport,md fu? Kühn,

Weber bezeugt, daß er nicht mit voller Sach-
kenntnisi, aber hingegen ohne das geringste Privatim
tcresse spreche. Aus allem gesagten ist ihm offenbar,
daß wir die Sache nach ihrem gegenwärtigen, nicht
nach ihrem ehemaligen Zustand beurtheilen und be-

handeln müssen, denn ohne dieß wurden wir die grosse

Verwirrung in alles Eigenthum und in alles Recht

bringen. Auch im Ct. Waldstatten ruhen die Lasten

noch auf den Gütern, welche durch Umschastung der

Grundzinse in Capitalschulde» entstunden; iolltcn diele

auch so abloslich werden? Sobald wir den Gegen--

stand in seinem jezigen Zustand betrachten, so ist kein

Unterschied in den verschiednen Arten der Gnmdzime,
denn alle sind in offnem Kauf mit Abzug des Werths
dieser Schuld vom Werth des Gnts, übernommen

worden; nur neuere seit 20 oder Z° Iahren aus Herr-

schaftlichcn Reckte» aufgelegte Grundzime sind hierin
ber eine Ausnahme, die »»bedingte Aufhebung erfo-
dert. Daß die Grundzinse, ungeachtet sie wahre

Schuld sind, zu einem geringem Anschlag abkaufiich

werden, ist freilich Folge der Revolution, ?mk> die da-
durch Verwundete?? müssen iftee Wunden im Heil des
allgemeinen Vaterlandes zu verschmerzen suchen. Ee
stimmt also zum 78. §. mit der Verbesserung von
Kühn, und mit den Bestimmungen, daß d?c neu auf-
gelegten Grundzinse unbedingt abgeschafft und daß
ber diesjährige Grundzins auch unter der cmgetragnen
Loskaufimgssumme mirbegrissen seyn soll.

Aug spur g er sagt, die grosse Nation, die Mut-
ter unsrer Freiheit, hat uns immer Wort gehalten
und der General Arüne, der damalige Herr unsers
Landes (Gcmurr und Ruf zur Ordnung) versprach
allgemeine Befrei?»;--: er kennt viele ungerecht u»d
neu aufgelegte Grundzinse und stimmt daher für Zu-
rnkweisnng an die Commission.

Aimnierinann glaubt- der Gegenstand sey nur
von zu viele?; Seiten betrachtet worden. Der erste
Grundsaz eines Staats ist Sicherheit des Eigenthums;
Unsicherheit desselben zerstört die gesellschaftliche Ord-
luma, welche erst dann entsteht, wann der Mensch Ei-
genrhum hat und diests zu schuhen wünscht. Nun
ist uns ein ganz rngcheurcr Grundmz aufgestellt wor-
den, daß, um die Rechtmaßigkcir des gegenwärtige!»
Eigenihums zu untersuchen, man auf den vor einen»
Jahrtausend emmmdnen Ursprung zurükgehcn müsse:
denkt euch dicscn Grundsaz auf alles Eigenthum an-
gewandt! N-un sind die Grundzinse als allgemein an-
erkanntes Eigenthum immer verkaust und gekauft wor-
den, und ihr Eigenthum ist durchaus nicht relatif,
sondern immer unabänderlich positif. Auf diese Grund--
save hin gmubc ich, darf man die Vermmmlung nur
an ihre Pflicht erinnwu, nm sie gerecht entscheiden
zu lassen! Zuverlässig weiß ich, daß im Finanzsystem
auf die vorgeschiagne Abkaufiichkeit der Grundzinse
gezahlt wurde, und daß dasselbe durch ein« Aenderung
dieses Vorschlags scheußliche Lücken erhalten würde:
Man spricht uns von Frcmlreich, und ich kann das
Deeret aufweisen, baß dort die Grundzinse 20 statt
15fach losgekauft wurden. Er stimmt also ganz zum
Rapport.

Pozzi stimmt der verschiednen kürten Grundzinse
wegen zur Zurittweisung in die Commission, indem
für einige derselben die iZfache Loskaufung zu
gering ist.

Durch Stimmenmehr wird erkannt, daß man jmn
Abstimmen gehen wolle. In der ersten Zählung fin-
den sich 52 Mitglieder für Zurükwcisung in die Com-
Mission und 52 wider dieselbe: bei der zweiten Zäh-
lung finden sich Z2 für und 51 wider die Zurütwei-
sung: der Namcnsanftuf wird vorgenommen: es fin-
den sich nun 55 Stimmen für und 55 wider die Zu-
rükwcisung, und der Präsident sagt, da die Ver-
saminlung selbst nicht entscheiden kann, so ist dieß asso
ein Beweis, daß der Gegenstand noch nicht hinlänglich
entwickelt und gekannt sey und daher entscheide ich für
Rükweisung in die Commission.



5l
Graf bedankt die kostbare Feit, die wir immeejdenSrichker. Auf Grafs Antrag Wird diese Bitt«

om.inssivn zugewiesen.mit diesem Gegenstand vertieren und dadurch d-e Or»íschrift der
gamsation des Staats ganz vernachlaßigeu: besonders l Einige Gemeinden aus dem Distrikt Laroche bit»
halt er den Pulver» und Salpeterrappört für äusserst «ten sur ein einziges ausschliessendes Wirthshaus,
dringend und fodert für denselben Priorität. fodert Verweisung an die Kommission und

Ulmann will ver allem aus Capanis "
wegen Einstellung des diesjährigen
handle». H ab er fsderr, daß die

Grundzinses
Connu ission

versichert daß im Kartto» Freiburg viel U -ruhe über

be-
der

Feodalrechte morgens Rapport mache und folgt übn-
gens Graf. Capani folgt Ulmaun und Hubcrn.

die Vermehrung der Wirths - und Schenkhauser Herr-
sche. Die Verweisung an die Kommission wird an»

genommen.
Einige Bürger von Eriswyl im Emmenthal,

klagen daß ihnen ihre Gemeinde kein Hoij wolle zu»
kommen lassen. Ackermann fodert Verweisung an

r glaubt, da dieß
man zur Tages-

N ü c e fsdert eine geheime Sitzung. E e c r e t a n fodert
snrHubcrs Antrag Priorität: dk'ftrAntrag wird anae- " m
nonimen, aber Ff mm ermann, als Präsident dli.^migcrrcchts.ommisswn. ^yde!
Feodalrechtskommissisn, erklärt, daß der Rapports"" richterliche Sache sey, so musse man jue a.ae.ev-

di-s-° s°smst«,d n°ch »!ch. üb-rftz- ist. L7?â LMî
Der Pulver- und SalpeterkommMon werden fürjzu arm sind. Kühn folgt Whder», weil für die Ar-

^.itguedcr Eamenzind und Eriacher mendie Rechtspflegeim Kanton Bern unentgeltlich ist.
zugeordnet.

Die Versammlung bildet
Comite.

sich in ein geheimes

Nachmittagssitzung.
Zu einem neuen Präsidenten wird erwählt mir
Stimmen, Anderwerth. Secretan hatte

Stimmen.
Zu einem französischen Secretar wird mit

Stimmen ernannt Carmintran.
Zu einem Saalinspektor erhalten Graf und

Geynoz jeder 8 Stimmen; durch das Loos wird
Gras erwählt.

Zu Stimmzählern werden erwählt Paul! mit 2g
Stimmen; Iomini und Trösch haben jeder ia
Stimmen; durch das Loos wird Iomini erwahli.

52
49

67

Bourgeois Autrag wird angenommen, und in die
Kommission geordnet: Kühn, Michel und Acker-
mann.

Einige Bürger von Mü » chalt 0 rf im Kanton
Zürich, fodern Abschaffung des Zehendc», Grundzm»
scs, Edehaften, Verminderung der Nechkstrieds - und
Schreiberraxen, Abwechslung der Statthalter und
anderer Regierungssiellen, und die Verminderung der
Besoldung derselben, und Rükgabe derjenigen Summe,
mit der sie sich vor einigen Jahren vom Fahl steige-
kauft haben.

Cartier begehrt Verlegung aufs Bureau, und
dann wann der Staat durch die Abkäufiichkeit der
Grundzinse reich geworden, kann diese zurükgefodcrte
Summe wieder zurükgcgeben werden. Gyscndör-

Iscr und Custor folgendem ersten Theil des Antrags
R. Matti in Veinwyl im Canton Argau begehttzvon Cartier. Ackermann folgt ganz Cartier, und

die Schwester seine? verstorbenen Frau hcurathcn zujhvst der Kanton Thurgau erhalte auch seine 140,000
dürfen. Graf fodert Tagesordnung. R ell st ab be-j Gulden zarük, mit denen er sich vom Fahl losgekauft
gehrt Verweisung an die über Ehen niedergesezte Com-idà Graf folgt, begehrt aber fur den Kanton
mission. Huber erklärt, daß dieses Eheversprechenj'Appenzell die Lootaufungssumme mit Z-ns und Zinses-
schon verkündet worden ist. Nuce stimmt der Ta-'Zins seit 140 Jahren auch zuruk. Kilchmann folgt
gesordnung bei und wundert sich über den impertinen »nv nm, der MerichrstareukommiMon.
ten Pfarrer, der eine solche Ehe zu verkünden wagte.Man geht zur Tagesordnung.

Niclaus Meister im Ct. Freiburg, ein armer
Vater von 8 Kindern, bittet um Erlaubniß eine Steuer
m Helvetic,, sammlen zu dürfen, weil ihm durch eine
Viehseuche alles Vieh und mit demselben sein ganzes
Vermögen zu Grunde gegangen ist. Die Bittschrift
wird dem Direktorium zugewiesen»

Jac. Buchmann von Sempach, fodert von
einemjurbar gemachten Land, den Zehenden und Grund-
jmg nicht loskaufen zu müssen. Auf Eschers Au-
trag wird die Bittschrift zur Einsicht aufs Bureau
gelegt.

17 unterschriebene Eemeindsvorgestzte aus dem
Distrikt AP e, begehren Munizipaittattn und Frie

und begehrt Rapport von der Gerichtstapeiikomluission.
Gysendörferö und KiichmannS Anträge werden an»

genommen.
Wy d er fodert. im Fall der Nationalbuchdrucker

Grüner das Bulletin nicht liefern wolle, daß ein an-
derer Nattonaiduchdrucker ernannt werde. Die Motion
wird auf morgen vertaget.

Senat, 2Z. October.
Präsident: Bay.

Der Präsident zeigt an, daß der fränkische Rest»

dent Guyvt nnd der Gen. Adj. Demoat ihn besucht,
nid ihre Dankbarkeit für die vom Senat ihnen er»

viesene Ehre bezeugt hatten.
Ein Beschluß wird zum zweitenmal verlesen, der

den B. Berolbingen, Altlandschrciber-in La.üs, dein



Direktorium zur Unterstützung empfiehlt. Lüthi v.?Grund gelegen, und es seyen dieselben immer Eins
So!, ermnerr daran, daß das Aupicheu des B. Be-^grisse -n bas EigeutbuBsrecht.
rotdingen schon eilstge Lage vor unsrer Ko»stitlit»u»gj U fieri wundert sich nur darüber, wie ein helves

tischer Bürger mir einem solchen Begehren noch an
die GefcMvcudcn Räche sich wenden Dochte. Angus
stim scheint mit sich selbst im Widerspruch zu s«n,
wann er den Beschluß zwar nicht verwerfen, aber
dabei doch das Verbot vertheidigen will. Seine
Gründe wollen indeß wenig sagen: wann eine Ge»
rneindc nue Weju und kein Brod' pflanzt, so wird sie
ohne Zweifel ihren Wein vorthèilhaft gegen Brod
oder Brodeswerch auszutauschen rochen, sonst würde
sie schon von selbst Brod pflanzen lernen, und wann
die Gemcinbe jeden! ihrer Burger Anweisung geben
wollte, wie er sein Feld bauen soll, daunt er sich nicht
etwa durch, eine falsche Wahi ruinier, und ihr dann
zur Last salle so könnte mit gleichem Grund jeder
Nachbar dem andern sinne Oekonomie führen zu wvls
leu, sich anwassu,. Wenn aber etwa deS B. Angus
stkttì Absicht nur war, uns zu erklären, wie das Vers
bor entstehen konnte, o so ist das nur gar zu beg eift

eingelommen, daß man ihm damals vorläufig Ee
Wahrung semer Bitte zugesichert habe; baß der große
Rath auch vor geraumer Feit eine Resolution geft.ßt
hat, die vom Senat verworfen ward, weil darum
von Entschädigung für die veiohrne Ländschrcibrrsieiie
gesprochen ward; nun ist es aber um eine einjachc
Empfehlung zu thun, die wir einem verdienten und
dürftigen Greisen nicht versagen sonnen. — Der Be-
schiuß wird angenommen.

Eben so derjenige, der über das Begehren deS

B. Raymond, Kant. Freiburg, freien Handel in Heb
denen treiben zu dürfen,, zur Tagesordnung geht, mo-
tivirk daß die Konstitution dieses erlaube.

Der Beschluß, welcher auf die Petition des Klo
sters auf dem Et.Benchardà'eg, zu seinem Unterhalt
wie bîsdahin Steuern m Helvetica einzusammeln, ihm-
aus Rnîsickt auf seinen .menschenfreundlichen Zwei
dieses bewilligt, das Direktorium ciiilaSek, die Eim
sammlcr mi: Beglaubigungsschreiben zu versehen, undillch; ein Eingnss in die bürgerliche Freiheit führt
aus der Nationalkaffe dein Kloster dasjenige zu dc

zahlen, was es von den ehemaligen.Regierungen bis
dahin bezogen hat; — wird zum zweitenmal verlesen ZANös und Ein
Lüthi v. Sol. stimmt zwar zur Annahme hatte aber Weg kommt î

gcwüiischt, der grosse Rath würoe eine bessere Ein
sammlungsart jener Steuern durch Helvetica. als
bisdahiu statt fand, verordnet haben Im Kanton
Eolvthmn fand hierüber eine nachahmnngSwüedige
Verfügung statt; in jeder Gemeinde sammelten jähr
lich die Gnueindsvoesteher die Steuern cm, lieferten
sie in das Geyazamt, und dieses stellte sie dem Klos
stee zu; dadurch lallen alle mit dem Herumziehen der
Eichammlee verbundene Mißbrauche weg. -

Der Beschluß wird angenommen.

Derjenige, welcher über die Petition des B. Em.
5say von Sitten, Kanton Wailis, Reben auf einem

Feld anpflanzen zu dürft». zur Tagesordnung geht,
motioirt daß die Konstitution jedem erlaube, sem Feld
nach Belieben anzubauen, wird zum zweitenmalverlefti!.^

den zweiten, der zweite den deuten, und dief.r den
vierien nach sich;-ksi schränktînan den Hände! ein. Nl-.cht

und Elusuhrverbore, und auf diesem oü^fchen
sail sehr bald dahin, aus väterlicher

Sorgfalt jedem Bürger vorzuschreiben, wie viel Kars
'coffein und Rüben er sich für ftme Uebecwuueeung

pflanzen soll.
S lg risien untersiüztAugustini-und glaubt, diese

Cnlkurelnschränkungcn im Waltis hatten mit der Wohls
facch und Existenz des Landes aufs genaueste zusams
Nieugehai'.geu

Ku b li meint, in seinem Kanton pflanze jeder das
was ihm am meisten eintragt, und unsere Brüder in
Sitten werden auch nicht Narren seyn, um das Ges.
gcntheil zu thun.

M ürig er freut sich über die Resolution, und
glaubt sie werde den Partikularen sowohl als dein
Staat, der nur m dem. Wohlstand der Partikularen
seuieu Vortheil finden kaun, zum Besten gereichen.

Gen h ae 0 glaubt, nach dem alten Systeme seyen

Augustin! will sich dem Beschluß nicht wider lkene Emschänkungeu nöthig gewesen; die nun aber

sehen, aber'doch einigen Aufschluß über das Vàtj ftechA ftft Jn^ Kanton Wailis
geben, das freilich beim
derisch erscheint, aber

ersten Anblik sreiheitsschan
doch in der That aus guten

saus Wemausfuhr statt, der Wem stund also in ho-
yem Preise, aber der Kauton konnte sich nicht frei

Gründen beruhte.
Verbote

Das Pflanzen nexer Reben warMrucht laufen, wenn die Fenchrausfuhr aus den des

in Kanton Wallls in Gegenden wo maul > achbarlcn Lauderu g.jperrc war; izt verhält sich oas

überfiüssi >en Wem. also Mangel an Getraide hatte; anders. Ruepp will u.meymen. Der Beschluß wird-
aus deni M-ßbranch des Weins entsteht nun mancher

hu Unheil, und Brod ist bekanntlich daS Nothwe»
eiimmchig aiigenommen.

Dcputirte der geflüchteten Bündtner Patrioten
vmstè für den Lebmsuiiterhalc. Es war also nur kluge'wcrdcn in den Saal geführt. (Wir haben diefta Th.il
Svrasamkeit der Gemcindsgenossen, die sich zu dem der Setzung bercus geliefert, S. B. I. S. 8iy)
Verbot vereinigten, und über die Handhabung vessel

ben wachten. Erauer glaubt, es habe diesen Ver
boten cm schlecht berechnetes eigenes Interesse zum

Der Beschluß welcher dem Bureau des Senats
eine Summe von 3000 Franken bewilligt, wird zum
zweitenmal verlesen und angenommen.



Eben so 'derjenige welcher verordnet, daß das
Volksbtatt in'allen drei Sprachen soll abgefaßt und
gedrukt werden.

Ein Beschieß wird zum erstenmal verlese», dessen

Wir ferner Zeit gedenken werden.
D e Secretarici! zeigen an, daß die gestern von

den Gaaimfpettoren «brrgcbne Rechnung richtig vc
fanden wordin.

Frossard entschuldigt, den abwesenden Bad su
durch'seine Gesimdheitàm stände; die Theilnahme des
SenatS soll ihm schriDich vez.uZk werden.

Ma» schreitet zu Erneuerung des Bureau. Ber
thol! et wird zum Präsidenten; Barras zum fran-
zös-schen Gecretair und Dolder zum Saalinspektor
ernannt.

Grosser Rath, 26. October.
Präsident: Anderwerth.

Wyder erneuert seine gestern gemachte Motion,
daß-der Nationalduchdruker Grüner die gesezlichen
Bulletins liefere und bekannt mache, oder daAman das
Direktorium einlade, einen andern Nationalbuchdruker
anzustelreu. Nuce fragt, ob wir das Voik nach
unsrer Verpflichtung aufgeklärt haben? nein! es ist in
der verdneßli.-ysten, nieorigsien Unwissenheit; ich mv
terstütze also Wydecn. E ich er sagt, nun haben wir
wahrend drei Viertelstunden in zwei beredten Antragen
über eine« Gegenstand sprechen gehört, der uns ganz
unvollständig ausgestellt wurde; es ist von zwei ver-
schiedeà Bulletins die Rede: das. in Aarau heraus
gekommene; die Berathung der Hortsetzungsart deM-
den liegt bei einer Commission, also kann Grüner das-
selbe nicht draken, und dasjenige, welches den 20.
October decretirr wurde und welches nur unsre Gesetze
enthalten so!!; was haben wir dann seit unsrer Am
Wesenheit in Luzem fur Gesetze gemacht, die ein Buh
letin anfüllen konnten? ich behaupte keine! und wann
wir fortfahren, immer nur Zwischcnmolionen zu be-
handeln, statt Gesetze zu mächen, so kann auch noch
lange kein Bulletin herauskommen, also fodere ich Ta-
gcsordnung. Cartier fodert Einladung ans Direk-
rorium, daß das decretirke Bulletin der Gesetze gchö-
rig erscheine, weil dasselbe auch unsere frühern Gesetze
enthalten sott. -Guter glaubt, die troknc Mittheilung
der Gesetze sey zur Aufklärung nicht hinlänglich, in
die,er Rükstcht sey das Volksblatt besser, aber vefom
ders wichtig, die Ruhest.rer ans dem Wege zu ran-
men; er stimmt also der Einladung ans Direktorium
bei. Kilchmann folgt Nuce. H über klagt über
die ewigen Zwischenmotionen, welche den Gang unsrer
Geschäfte hindern, und folgtCartler. Nuce beharret
und fodert Erlaubniß, seinen Antrag in allen Zeitun-
gen ber Welt bekannt zu machen. Secretan unter-
stuzt Nuce, weil unsre Feinde, die Volksverfuhrer,
auf die unverschämteste Art uns verlaumden und das

fZ

Volk irre führen. — Escher vereinigt sich mit Car-
tiers Antrag, welcher angenommen wirb.

Zimmerman» im Namen der Feodalrechts-
kommission macht folgenden Rapport:

Bürg er R eprâsentanten!
Sie haben der Commission über die Feodàchke

verschiedene Gegenstände zugewiesen, worüber sie gc-
genwartig die Ehre hat, Ihnen den Bericht zu erstatte».

c. In Rükstcht ver Herêrjahlung derjenigen Lasten»
welche man unter dem Nasnen der Feodalrechte vcr-
stehe, und die dem ersten Artikel.des Gutachtens vor-
auögehn sotte, glaubt Sie Commission, es sey auf der
einen Seite nicht wohl möglich, eine ganz genügende
Definition dieses Begriffs zu geben, und auf der
andern eben so unmöglich, alle Arten von Fesdaiia-
jcen zu bestimmen, welche in ganz Helvetic», bei den
so verschicdnen Verfassungen und Rechten in Uebung
waren, ohne in diesem Fach die allcrgenanesten Lokal-
und Detailkcimtmsse von allen Gegenden und allen
Provinzen unsers Vaterlandes zn haben. Gewiß ist
es, daß die Commission eine solche Menge derselben
kennt, daß der- Berichterstatter füglich mit ihren Be-
Nennungen einen halben Bogen füllen könnte, und
dessen ungeachtet ist sie überzeugt, daß diese Hererzah--
mag noch sehr grosse Luken habe/» würde — Gewiß ist
auch ferner, daß in unsrer Republik, welche an drei
vcrschiednc Nationen gränzt, aus denen allen sich ein-
zeine Provinzen mit ihren Gebräuchen und Rechten
in frühern Zeitaltem losgerissen und mit ihr vereinigt
haben, sich mehr oerschiedne Arten von sogenannten
Feovalrechten befinden, als verhälkmßmaßig in irgend
einem andern Lanve von Europa.

Die Commission glaubt, es sey also durchaus
unmöglich, gegenwärtig den» erhaltenen Austrag zu
entsprechen, mW findet auch die Nachtheile, die aus
der Weglassung eines solche» Artikels entspringen
konnten, von keinem grossen Belang, denn wenn auch
bei der Vollfuhrung des Gesetzes hie und da einige
Zweifel entstehen konnten, so werden sie gewiß nur
einzelne Kleinigkeiten betreffen, die entweder von dem
Voilzichungsdirektorium nach den genugsam aufgestell-
rcn Exempeln leicht erörtert werden können, oder in
durchaus zweifelhaften Fällen von der Gesezgebung
selbst bestimmt.werden muffen, welches leztere auch
bei ber derailirteften Hererzahlung dennoch, geschehen
könnte.

Die Commission schlagt also nur zu näherer Be-
stimmung im Allgemeinen und. zu Vermeidung

'

aller-
Mißvcrstehung in Ruksicht der Feodalrechte vor, den
22sten Artikel auf folgende Weise abzuändern:

Art. 22.

Alle andern Feodallasten, als Ehrschätze, Todes-
fälle, Beuggsommeu, Vogtkorn, Vogchaber, Zollha-
ber, Futteryabcr, -Weibechaber, Wechelgatbc, Leib-
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hàîît!?, Faßnachthkchner, Rnkfâechèe und alle der-'
Si.'iÄkü, s» wie auch die im zweiten Artikel auge-
sichren sogenannten kleinen Zehenden, als Erdapfel,
Klee, Gras, Hefstatt, Flachs und Hanf, Jungen
oder Blak, Kraut, Obst und dergleichen, find von
jezr an und fur immer angehoben,

2. Was den zweiten der Commission aufgetrage
neu Gegenstand anbetrift, nämlich: die nähere 5'

stimmung dessen, was unter den grossen Zehnden
»Seimen sey, und die deßhüi'» gemachte Motion eines
Mitglieds, in Rükslcht des Olivcnzchenbcns, so hat
die Commission diese Sache auf allen Seiten erwo-
gen; was man auch fur Bestimmungen wegen dem

bei einer Partikulargesellschast ganz vortreflich wäre«,
sind oft ganz unzulaßlich bei der grossen bürgerlichen
Gesellschaft IN ei Ikü! Staate. Es ist ein sehr Leichtes
in einer kleinen Partikulargesellschaft eine Bedingung
festzusetzen, nach welcher bei dem Ueberschuß ihrer
Kasse, dieser Ueberschuß unter die ärmer» Mitglieder

rung bei dem. ungeheuren Detail und den unendlichen
Abstuffungen der Armuth ganz unübersteigliche Hin-
demisse.

Es liessen sich dabei noch viele andre Gründe

hauptsachlich dasjenige den grossen Zehesden ausma-zjener Fall eines Ueberschusses, worauf sich die Motion
che, was die erste, vorzüglichste Saat auf den Aekern,l siüzt, bei der nachher erkannten Vergütung der dies-
folglich die erste Aerndte gewahre, nebst demjenigen,fahrigen Zinse an die Zehendeigenthumer von Seite des
was der Boden unveränderlich trägt, und was der Staats und bei der Uebernahme aller Unkosten wegen
Artikel unter Heu- und Weinzehenden begreift.

Würde man z. B. annehmen, daß dasjenige
unter grossen oder kleinen Zehenden gerechnet werden
solle, was bisher in jedem Distrikt unter diesen oder
jenen der Gewohnheit gemäß gerechnet wurde, so

ware dieses noch ne'' er, dem, daß es zu mannigfalti-
xen Erörterungen Anlaas gäbe, ein sehr unbilliger
Maaßsiad, und würde sogar die größte Ungerechtig-
ksit gegen alle diejenigen Gegenden der Republik seyn,-

wo man bei dem Zehenden überhaupt, wie in den
italiänischen Kantonen, gar nicht einmal einen solchen
Unterschied vom grossen und kleinen Zehnden kannte.
Die Commission glaubte, bei dem erstem Grundsaz
bleiben zu müssen, und lann daher dem grossen Rath
unmöglich vorschlagen, irgend eine Bamnftucht und
also auch nicht die Oliven unter den grossen Zehenden
zu rechnen; wohl aber hat sie die Ehre, demselben

nachfolgende Zusätze zu demjenigen, was im dritten
-Artikel den grossen Zehenden bezeichnet, vorzuschlagen.
Sie schlägt diese Zusätze aber mit Fleiß m italiänischer
Sprache vor, weil sie nur auf italiänische Kantone ^
»assen, wo sie die vorzüglichsten Produkte des Bo-! genau zu bestimmen, die zu einer solchen Ausnahme
d.ns f.'kd, nämlich: kUgllci, anemone, w«iu«inc>lie-bercchtigen sollten.
ZZ«IV und psnnico. ^ I In Rüksicht des chten Artikels glaubt die Com-

z. Die durch e-n M'tglttd. gemacht« Motto«, daß die Worte desselben, nämlich: «welche
welche sich dass»» bezog, unter die Armen den Ueber- grosse» Kehnden wirklich bezahlten" denen auch'
fchuß zu vertheilen, »m »hau sich Uererschuß durch die-^jrftich genügen.
- ^ ->5 S--a'-k-F-wd.ss.» d-m SI»N dl.s.° s° «i.I

die Commission an,
folgende Worte als

dennoch uuÄö-glich, als einen zussâyang oelzusugru- „ c>.c,crSchatzung soll auf

der Errichtung der Schuldtitel eintreten werde. Die
Commission rath also an, über diese Motion zur Ta-
gesordnung zu schreiten.

4. Bei verschiedenen andern Motionen, welche an
die Commission gewiesen worden sind, daß nämlich
i>H nur seit 30 Jahren aufgckommnen Zehnden uncnt-
gcltlich aufgehoben werden sollen — daß fcruer die
Loskaufung den Armen erlassen werde — daß der gte
Artikel die zehendpflichtigen Grundstücke deutlicher be-

stimme — daß diejenigen, welche ihren Boden selbst
urbar gemacht habe», keine Loskaufung bezahle» sol-
len — Bei diese» vier Motionen kann die Commission
dem grossen Rath über zwo derselben Vorschlage
bringen; — Es wäre durchaus ungerecht, irgend
einen bestimmten frühern Zeitpunkt anzunehmen, von
welchem an ein Unterschied unter den Zehendpflichtigen
statt haben sollte; — und es ware durchaus unrath-
sam, die Armen aus der Klasse der Zehendpflichtigen
auszunehmen, weil der Begriff von Armuth ein sehr
relativer Begriff und es nicht möglich ist, in einem
Geftzvorschlag die verschiedenen Grade der Armuth



Räch vor, welcher nach dem nttn Artikel eingefügt
werden mußte.

„ Alle neu aufgelegten Zehmden auf Land, wel-
ches erweislich noch in der Hand des Urbarmachers
ist, sollen keine Emschndigung bezahlen."

5. Es wurde der Commission durch einen Be--

fchluß des grossen Rathes ferner aufgetragen, eine

bestimmtere Redaktion des üten Artikels vor;»-
schlagen, so wie auch einen Husazartikel zu

à diesem,
für diejenigen, welche den Geldzehenben nicht alte

Jahre gleich bezahlten.
Die Commission schlägt diese Artikel auf folgende

Art vor:
Art. 6.

„Diejenigen, deren Zchenden in eine vermiß

„ deriicke Summe von Geld umgeschasskn worden,
,z tollen' dem Staat die Summe welche sie jährlich

„ bezahlten, vierfach als Loskauftmg entrichten.
Art. 7.

Diejenigen, deren Zchenden in eine ver-

z. önderliche Summe von Geld umgeschaffen worden,
„sollen dem Staat die Summe, welche sie im Durch-
„schnitt von 15 Jahren jahrlich bezahlten, vierfach

„ entrichten.
6. Wegen der von der Commission zu bestimmen-

den Schreibtaxe, die derselben aus Anlaß des ange-
nommenen Grundsatzes, baß der Staat die Unkosten
wegen den zu errichtenden Schuldschemen tragen solle,
zugewiesen wurde, bemerkt dieselbe, daß diese Maaß-
rege! wshi nicht mit diesem Gesetz verflochten werden
könne, und daß darüber ein eignes Gesez verfertigt!
werden müsse. Es giebt dabei sehr vieles zu erwägen
und zu bestimmen, das von dem eigentlichen Gegen-
stand der Feudalrechte unabhängig ist. Die Commis
sion schlägt daher nur folgenden Artikel zu dem Gut-
achten übor die Feudalrechw vor, weicher nach dem
11 K eingenikt werden müßte.

„ Diese Schuldscheine sollen für die Schuldner

„ nr.entgeldljch verfertigt werden, das Gesez wird die
Art und Weift ihrer Form näher bestimme:?.

7. Es wurden endlich der Commission die zwo
schriftlichen Motionen zugewiesen, wovon die ein? auf
die Zurüknahmc des von dem grossen Rath beschlösse-
nen 4ten Artikels schließt, und die andere den Aufschub
der fälligen Grundzinse fsdcrk.

Es ist IN die Augen fallend, wie äusserst wichtig
diese beiden Motionen sind, und welche nachtkeilige
Folgen sowohl für die Grundsätze der Eeftzgebung
als für das ökonomische Interest? des Staats, die eine
wie die andere bei der mindeste» Uedereilung bewirken
konnte.

Die Majorität des grossen Raths hatte denân
Artikel beschlossen, welcher für die Republik und den
grösser» Theil ihrer Bürger von dem höchsten Interesse
ist und den folgenden Tag verlangte ein Mitglied djc
Zuruknahme dieses Beschlusses.

We«m auf der einen Seite dem gesezgcbenden
gkosscn Rath das Wohl des Staats und seiner Bnr-
ger stetes und einziges Augenmerk ist; wenn die Be-
sorgnisse for die nöthige Kraft der Regierung und
ihren nöthigen Fortgang, verbunden mit den Grundsatz-

M der Gerechtigkeit und dem lebhasten Wunsche
diejenige Klasse der Staatsbürger zu erleichtern, welche
bisher die größten Lasten getmgen hatte, einzig dear
grossen Rath an dem Herzen liegt; — wenn endlich
die Würde in den Verhandlungen des grossen Rachs
und seiner Beschlüsse sowohl, als der Wille der Ma-
joritat desselben geschüzt werden soll, so glaubt die
Commission: Er könne nicht so schnell in diese
Motion wieder eintreten.

Wenn das Gutachten über die Feudalrechte,
woran in so mancher Rüksicht das Wohl der Repnb-
!ik hangt, ganz behandelt seyn wird; wenn in den vcr-
schieden?» Arten der loszukaufenden Lasten, sowohl
für das Eigenthum der Partikularen, als fur das drin-
gende Interesse des Staats gesorgt seyn wird, s»

konnte diese Motion vielleicht mit weniger Gefahr
uns mehreren Anstand für den grossen Nach behandelt
werden. Wie dem somit auch seyn mag, so schlagt
die Commission Vertagung derselben vor, bis zu
Ende der Behandlungen über die Feudalrechte.

lieber die zweite Motion wegen Einstellung der
falligen Grundzinse, glaubt die Commission durchaus
bisderjenigen Zeit die Vertagung anrakhen zu
müssen, wo die Annahme oder Verwerfung des Be--
schîussês über die Fendakechte von den, Senat 'er-
scheinen wird. Die durch die Umstände erjwàqni
Einstellung des Zehendens hat genugsam erwiesen,
wie nachtheilig solche übereilte Entschlüsse sind, die
über ein erst zu machendes Gesez schon im voraus ab-
sprechen, und dadurch sowohl die Gesetzgebung als
die vollziehende Gewalt, ja die ganze Republik in die
höchste Verlegenheit stürzen. Gewiß sind auch solche
Beschlüsse allen wahren Grundsätzen zuwider, welche
die vollkommenste Unabhängigkeit der beiden Rathe.
gegenseitig erfordern, und wobei es hingegen auffallend
ist, wie sehr sich der grosse Rath dadurch fi-r'dieZn-
kunft die Hände binden, und sich in die Abhängigkeit
des Senats bei dem erst noch zu verfassenden Gesetze,
bringen würde.

Cartier wünscht, daß im g § des ersten Haupt-
gutachtens laut diesem Gutachten die Erbsen aus dein
grossen Zchenden ausgesirichen werden; der Vertagung
der Berathung über die Einstellung der Grunbzmw
kann er nicht beistimmen, weil es ungerecht ware,
die alte Auflage noch in Natura neben der neigen zu

beziehen, und weil er furchtet, daß das Gest; über

dieFeodalrechtt noch lange nicht gegeben werden kenne.

Carrard fodert KwejseBehandlung dieses neuen
Gutachtens. Sec ret an folge, begehrt aber, dag
diejenigen §§, welche provisorische Maaßregeln betreft
sen, zuerst seh-mdelt werden ü.id fodert also Prior,-



l t fs'i die Einstellung der Grundzinse. Cusior be--
»> daß man dieses Gutachten nach der Ordnung
wie es vorgetragen wird, behandle. Guter folgt
Et: störn, Veil man das Pferd nicht beim Schwanz
zäumen soll. Serre tau beharret, weil eine provi-
serischc Maaßregel der endlichen Bestimmung vorge-
hen soil. Almann fodert Verlesung einer Bittschrift
eines ganzen Distrikts über Grundzinse und stimmt
Sccretan bei. Graf stimmt Gütern bei, denn es
scheint ihm man sollte beiehrt seyn, daß die Art wie
im Frühjahr die Zehendenbehandlung geschah, nicht
zmàiàffig ist. Weber fodert, daß der neue Rap-
port auf das Bureau gelegt werde, und man im
.ssanptgutachten den folgenden § behandle. CaP anst
folgt Sccretan, weil eine Vertagung seiner Motion
so viel als Verwerfung derselben sey. Rellstab
folgt Capani, weil die Beziehung der Grundzinse die
größte Unruhe im Volke bewirke, zugleich fsdert er
Abstimmung über die Ordnungsmotion. Egg folgt
und sagt, entweder müssen die alten Abgaben oder
das neue Finanzsystem weichen. Nach langer Bcra-
thung über die Art der Abmchrung wird beschlossen,
das Gutachten §weife zu behandeln und über Cekre-
tans Antrag findet sich das Mehr zweideutig — man
begehrt den Namensaufruf. Zimmermannn be-
schwört im Namen des Vaterlandes, die kostbare Zeit
nicht mit Abmchrung über blosse Ordnungsmotioncn
zu verlieren. H über findet die Frage wichtig genug
um durch den Namensaufruf abzustimmen. Der Na-
mensaufrnf wird erkannt. — Mit 57 Stimmen gegen
52 geht man über Secretaus Antrag zur Tagesord,
nung.

1 § des heute vorgelegten Gutachtens: Carra rd
trägt darauf an, diesen § des Gutachtens erst dann
zu behandeln, wenn man den 22 § des ursprünglichen
Gutachtens in Berathung nimmt, und wird sieh dann
vorbehalten diesen Vorschlag der Commission aus vol-

Kräften zu bekämpfen. Dieser Antrag wird ange-
nommcn.

2 §. Marcacci will dem Wort àl^ons (tür-
kifch Korn) das mit ihm gleichbedeutende Wort
rmlvo beifügen. S ch lumps stimmt dem Gutachten
bei, nur wünscht er, baß die Erbsen und andere
Namen, welche meist nur als Brachfrüchte vorkom-
inen, ausgestrichen werden, weil sie zu rueyts dienen,
indem das zzehendbare Land sich ohne Ruksicht auf
die Früchte, die darauf gepflanzt werden, loskaufen
muß. Escher erklärt, daß diese Bestimmung der

Früchte, welche zum grossen Zehenden gehören, nicht
der Loskaufung, fondern der Entschädigung der Par-
tikularzehendcnbesitzer wegen, erforderlich ist, weil
diesen alles was zum kleinen Zehenden gehört, nicht
vom Staat vergütet wird; erfolgt also dem e/.ttacy-
ten mit Marcaccis Beisatz. Ko ch erläutert das Gut-
achten, dem er beistimmt. Wursch sagt, in seinem
Land kenne man keinen andern Zehenden, als den

Nußzehenden, der dein Staat gehöre und fragt, ob
derselbe auch als kleiner Zehenden unmtgeldlich auf-
gehoben werden soll. Kühn stimmt dem Gutach-
tm; bei und findet Würstchens Sorgfalt überflüssig,
weil keine Banmfrüchte zum grossen Zehendcn gehv-
re»t. H e r z 0 g stimmt bei. W e b e r wünscht den Oii-
venzehenden dem grossen Zehenden beizuordnen. A in-
mann klagt, daß der Heuzchcnden dem grossen Ze-
henden unbedingt beigeordnet werde und wünscht, daß
da wo er bis jezt zum kleinen. Zehenden geh iw, er
auch dabei bleiben soll. Akermann wünscht, daß
man bestimme, die italiänischen Früchte seien nur in
Italien zum grossen Zehenden zu zahlen, und stimmt
wider Wursch, Weber und Ammann zum Gutachten.
Der § wird mit Marcaccis und Akermanns Beisätzen
angenommen.

2 K wird einmüthig sogleich angenommen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
Z2. Ankündigung eines allgemeinen helve

tischen Magazins zur Beso rder u n g der
.jnnländi scheu Naturkunde und der da-
mit verbundenen Künste und Wissen-
schaftcn, als Cameral- und Polizeiwis-
senschaften. Unterz. Lw. A> Höpfner, Apoth.
in Bern. 8. S> 21.

Der eben so thätige als einsichtsvolle Verfasser
kündiget hiemit die Wiedereröffnung seines mit Recht
gcschäzten Magazins für die Naturkunde
.fzclv etiens, wovon vor einigen Jahren vier
Bände erschienen sind, an. Er ladet zu thätiger
Theilnahme und Unterstützung seines Werkes ein, und
iezt die Wichtigkeit der Beförderung der Naturkunde,
fur das wiedergeborne Helvetic«, kurz auseinander.

Anzeige.
In das Bureau des -Ministeriums der Künste und

Wissenschaften inLuzcrn, verlangt man so geschwind
als möglich einen guten französischen Doö metschech
welcher deutsch versteht, die französische Sprache aber
rein und fertig schreibt, sollte er auch noch zugleich
das Italiänische verstehen, so wurden die Bedingün-
gen vorchguhafter auefallen. Jedermann, der Lust und
Fähigkeiten zu -dieser Stelle- besizt, wird höflichst ein--

geladen, sich ungesäumt in diesem Bureau anzumci-
den, wo er dann die nöthigen Proben ablegen, so

wie auch die näheren Bedingungen vernehmen wirb,
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(Forksetzung.)
4 §. Kühn findet den vorgcschlagnen Ausdruck

»es soll auf Billigkeit Rüksicht genommen werden
durchaus unbesiiinntt und unannehmbar, und schlagt
dagegen vor zu bestimmen, daß bei solchen Schatzum
gen auf den Ertrag solcher zchendbaren Produkte Rük-
ficht genommen werden soll. Das Gutachten wird
mit Kuhus Verbesserung angenommen. Ki! chm a nn
will, daß auch neuzehendhares Land, welches noch in
Handen der Erben ist, keiner Loskaufung unterworfen
seyn soll. Erlach er will beim Gutachten bleiben.
S chlu m pf folgt, weil schon Abrechnungen mit den
Miterben über solche Guter statt gehabt haben. Man
geht über Kilchmanns Antrag zur Tagesordnung.

§ S und 6 werden sogleich eimnüthig angenommen.
§ 7 erster Theil. A ker m a n nn kann dieser vor-

geschlagnen Vertagung nicht beistimmen und wünscht
daß man erst über die Zehenden endlich abstimme, ehe
man den übrigen Theil des Gutachtens behandelt. Er
stimmt zur Motion von Egg.

Egg stimmt ganz Ackermann bei, und bittet um
schleunige Abstimmung.

Cusior stimmt dem Gutachten ganz bei. indem
er dasselbe sehr würdig und zwekmässig findet. Wyder
folgt, und findet Ackermanns Vorschlage ganz ord-
nungswidrig.

Dievom Gutachten vorgeschlagne Vertagung von
Eggs Motion wird angenommen.

§.? Zweiter Theil. Seeretan kann den Vor-
schlag der Kommission, Capanis Motion zu vertagen,
nicht annehmen, weil um Martintag die Grundzinse
meist bezogen werden, und also keine Wahrschunüch-
reit vorhanden ist, daß das Feodalgcsez vor dieser Zeit
beendigt werde; er glaubr es sey ungerecht einen so

Wichtige» Antrag wir Capanis ist, so lange ve« lagen
zu wo-len, bis derselbe ganz unnüz wird, da er über-
îî»gt ist daD die Mehrhe't das Gutachten annehmen
wird, so wünsch: er nur daß nicht ein Tag erscheine?
an dem dieselbe Mehrheit bedauern wird, baß fie über
den Gegenstand nicht eintreten wollte.

Lnzem, den 9. November.

Escher sagt, man fodert Einstellung der Bezie-
hung der Feodalgrundzinse, allein noch wissen wir
nicht was Feodalgrundzinse sind, und können sie also
nicht von denjenigen unterscheiden, welche die Lewa-
neu amphiteotische Grundzinse nennen, und die sie

ganz rechtlich finden; da wir nun durchaus keine Ver-
fügungen über Gegenstände treffen sollen, die wir
nicht kennen, und gegen die zum Theil solche Versus
gungen ungerecht seyn könnten, so ist die Vertagung,
weiche dje Kommission vorschlägt, einem regelmässige»
Gang unsrer Geschäfte ganz angemessen, und ich stimme
aiso zum Gutachten.

Egg glaubt, es sey um Einstellung aller Grunds
zinse zu thun, und da das Volk über diesen Gegen-
stand höchst unruhig ist. so ist auch die Behandlung
des Gegenstandes höchst wichtig, und daher stimmt er
Secrecan und zugleich Capanis Antrag bei.

Michel folgt Eschern, weil durch Einstellung
der Gegenstand in die Länge gezogen wird, indem
dann die Sache nicht mehr mit dem gleichen Eifer
behandelt wülde-.

Reilst ab folgt Seeretan, und glaubt diese Ein-
stellung des Bezugs der Grundzinse sey von der größten
Dringlichkeit, und das Direktorium selbst wünsche sie.

Wyder findet die Zeit bis zum Bezug der
Grundzinse zu kurz, um nicht gezwungen zu seyn, den
Gegenstand sogleich zu berathen, und die Einstellung
zu erkennen, welche jedoch nicht die früher verfallncn
Grundzinse betreffen soll.

Koch sagt, seit jener nnglüklichen Einstellung des
diesjährigen Zehenden, und dem Begriff der dadurch
beim Vocke bewirkt wurde, daß nun der Zchendcn ganz
aufgehoben sey, ist Sorgfalt bei solchen Entstellungen
nothwendig, denn nichts macht ein Volk, und in die-
sein besonders den Bauer, mismuthiger als vereitelte
Hoffnung; siellèn wir den diesjährigen Bodenzins ein,
so glaubt das Volk die Schuld sey allo ungerecht,
und kommen wir dann einige Monath nachher und
begehren eine Loskaufungssuinme für die Aufhebung
vcsseiben, so ist das Volk in seine» Erwartungen ge-
rauscht, und wird in seinen Begriffen verwirrt, zudem
du das ganze Volk weiß daß nun dieser Gegenstand

m Berathung ist, so wirb sich kein Grundzinspflichtii



Her sehr beeilen, denselben auf den Tag der.Verfallzeit
zu entrichten, sondern gerne unsern Entscheid abwar--

ten, ss daß also die Dringlichkeit nicht so groß ist,
Wie man glauben machen will; auch weiter besmnMr,
daß im Leman schon Grundzinse bezahlt wurde», ohn?
daß dadurch Rebellion entstand, woraus stch zeigt
daß jene Drohungen eines fürchterlichen Abgrundes,!
in den sich der Staat ohne diese Einstellung stürze,!
keineswegs so beg, findet sind, außerdem wurde das D-t-l
rektorium, wclch-s die Lage der Republik im ganzen-
und nicht nur einzeln wie wir, kennt, gewiß den Be-z
Zug der Grundzins? nicht dekretirt haben, wann das!
Vaterland dadurch in Gefahr käme. Ist eins! der rz.
behandelt und angenommen, so werde ich gerne h.lst
'sen zu bestimmen, daß der dießjährige Grnndzins auf
Rechnung der Loskanfungssummc gebracht wcroen soll.

Cu»kor muß, semer Ueberzeugung zufolge, ganz
Cschern beistimmen, denn wie und ja alle cluig, daß
viele Grundzinse ganz rechtmäßig sind, und warum
sollte denn die Bezahlung von diesen em est.'Ut werden?

Die von der Kommission vorgesch'agne Vertagung,
von Capanis Motion wird angenommen.

Nuce fodert für Delors drei Wochen Urlauls
Verlängerung, welche gestattet wird.

Das Direktor um erklärt in einer Bothschaft, daß
es das Schloß Burgdorf zu einer öffentlichen Ansta»
benutzen, uns das Schloß Rcgensperg »eines bachab
ligen'Zustandes wegen zu vera-chru wünschte.

Koch wünscht daß das Direktorium chstimnttcre
Auskunft über diese Gegenstände gebe, und foder.
Verweisung an die Kommission., Rclistab folgt,
besonders weil das Schloß Regenfperg keineswegs
baufällig ist. Ackermann will dem Dn'àvrmm
entsprechen. Der Gegenstand wird, der Kommission
zuge wie fern

Senat, 26. Oktober.
Präsident - Verthollek.

Der Beschluß über den Zustand und die Verhalt-
nisse der Fremden in Helvetic», wird zum zwelleuinal
verlesen. Mau verlangt eine Kommission Augu-
st i n i will »ich derselben nicht widersetzen ; doch àr
eine vorläufige Bemerkung macheu; der Beschluß er

laubt Fremden sich liegende Güter in Helvetic» anzn-
kaufen, wann helvetische Bürger das Gcgenrechl m

ihrem Lande gemessen; mm findet in verschiednen
Ländern ein Zugrechr bei solchen Kaufen statt, wo es

dann angemessen seyn dürste, das G.egenrecht ebene

falls in Helvetien auszuüben.
Der Beschluß wird eine? aus den B. Lürhi

v- Sol., Anglistlui, Ustteri, Murst und Zas-
lin bestehenden Kommission übergeben.

Der Beschluß welcher dem Münster der Wissen-
schasren eine Summe von 6000 Franken dswrliigr, wird
zum zweitenmal verlesen und angenommen.

Der Beschluß welcher das Direktorium bcgwat-

tigt sen dem Gesez vzm 17. Herbstmonak diejenigen
ausländischen Mönche mwzu.uhm.en, die keine der
neuen Ordnung der D'uge ungünstige Gesinnung ge«
zeigt ourch ihre Kenntliche für das Erziehungs.
weftn wichtig sind, wird ziiu: zweitenmal verlesen.

Lächt 0. So! Nach unserm Geftz sollen alle
Mouche, die in folge eines Provmzialwcchieis sich in
.yewelien befinden, binnen einem Monat dee Schweiz
verlassen. Nun verlangt das Direktorium Ausnahmen
'hiervon machen zu können. Was ist aber ein. fron»»
der Mönch?, ein Mensch der einer fremden Corpora?
ion anhangt, fremden Obern Unterthan ist, nntkin

immer ein gefährlicher Mensch. Wie diese fremden
Mouche »ür die Erziehung so nothwendig firm soll«
ten, ist schwer begreiflich ; was den dogmatischen
Unterricht öer katholischen Religion aubetrift, so sind
dafür doch wohl genug einheimische Mönche vorhau«
den; für mucaltfchen, und wissenschastlichen Unterricht
wird man auch nicht schwer andere und bessere. Sub«
jekie finden. Er will also entweder auf der Steile
den Beschluß verwerfen oder ihn an. eine Kommission
werfen.

Usteri stimmt diesen Bemerkungen bei, und fügt
hinzu, der Beschluß scheme ihm zunächst darum vcr«
werfiich, well er Willkühr an die Stelle des Gesetzes
bringt. Gc,etzc, die nach Gutfinsc» der vollziehenden
Gewellt vollzogen oder mchc vollzogen, in dêm einen
Fall angewandt in dem ander» bei Seite gelassen
werden können, »lud keine Gesetze; es würde besser
gethan seyn, das GcfeZ überall zurük zu nehmen, als
es ans enre solche indirekte Welse zu annulliren; er
stimmt daher geradezu zur Verwerfung des Beschlusses.

August!»! bemerkt, die Resolution schlage vor,
einem Verlangen des Direktoriums zu entsprechen;
fie àôcrîragr oem Direktorium die Sorge, zu unter«
juctzc» und zu entscheiden, wer sich im Fall des Ge«
setzte befindet und wer hingegen nicht. Dem Dirc?«
torinm welchem durch die Konstitution schon die Sorgp
für die äussere und innere Sicherheit der Republik an«

vertraut ist, darf, man doch wohl auch die Aufsicht
über einige. Mönche anvertrauen, die für die Sache
o?r Fruhtit günstige Gesinnungen hegen. Man beruft
sich au» oas Gest;, allein der Attiket desselben, von
welchem tue Rede ist, war konstuinionswidrig; es ist
oaker besser gethan ihn zuritt zu nehmen, als ihn ste«

hen zu lassen. Vermöge des az. § der Konstitution
könn»» auch fremde Orvcnsgeijttiche als Erzieher u. s.

w. ai'gstellt werden; der Name Mönche kann ihnen
dabei nicht hinderlich seyn ; die Konstitution kennt nur
Biuger oder Fremde. Er will tcn.Veschuß annehmen.

Zäs lin findet, die Sache bedürfe näherer Ueber«

legung und Untersuchung; er stimmt dcsaahm für
eine Kommission.

Kublii wenn das Direktorium Ausnahmen von
dem Gestz machen kann, so ist es eben so gut als
ob kein Gesej vorhanden wäre; er fchajt die Sorgfalt



und Weisheit des Direktoriums sehr, aber feine Mit-
glieder sind Menschen und tönneu irrc geführt und
«lislkitct werden. Wenn man die Resolution nicht
sogleich verwecftn will, so kann man doch heute n.'chr
füglich darüber näher-einteeren; wir hsben so cbcii
einen Beschluß über die Verha-lnissc der Fremden in
Helvetic!! an ein-.'Aounnissien gewiesen : will-nun etwa
für die heilige Messe der Mönche eine Ausnahme ma
chen? — Wsnu Mangel an einheimischen Mönchen
vorhanden wäre, so müßte man Arista!!!!! treffen, ihre
Race fortzupflanzen Mein es ist weh! besser gethan
wenn mann denn Buchstaben des Gesetzes bleibt; er
verwirft da:um den Beschluß.

Bay: Eben darum weil die Konstitution dem
Direktorium so,grosse Gewalten giebt, muß man sich

desto sorgfältiger hüten, dieselben zu vermehren. Er
begreift nicht, wie und warum das Direktorium solche
Ausnahmen mache» zu dürfen verlangen kann; er ver-
wirft den Beschluß. Will ein fremder Mönch in Heft
Venen bleiben, so ziehe er seine Kutte ab; thut er dieß
nicht, so wird er such schwerlich eich nüfficher Mann
seyn, den wir an uns zu loftün bemüht seyn sollten.

Scharer stimmt Ustcri und Kudil bei, er meint
es gäbe nicht nur genug Mönche, fondern such ge
nug andere Gelehrte in Helvek-en.

Schwaller will die Resolution verwerfen, oder
an die Kommission über Fremde wessen.' man soll sich

vor den Mönchen, und besonders den ausländischen
in Acht nehmen, in Zeiten wo man ihnen nicht giebt
sondern vielmehr nimmt.

Pfyffer: Ein öffentlicher kehre? muß nur ein
.Interesse, das der Beförderung der Sittlichkeit, der
wahren Aufklärung, der Freiheit und Gleichheit haben.
Mönche haben ein besonderes Interesse, denn s?e

sind fremden Obern mttettporftn; von ihnen abhängig,
haben nicht Freiheit zu lehren, wie es die Fortschritte
der Cultur erheischen. Uebrigens ist ihnen die Erhal-
tittig des Mônchttznms angelegen,; Mvnchthum aber
ist eine Ausartung der Religion; diese begehrt thätige
Uebung de» Menschenpflichten; Mönchchum ist Vbson-'
berung von Menschen und von Pflichten, die denselben
zu leisten sind; übrigens Bettelorden werden immer
Unwissenheit befördern, weil ihr Ansehen und ihr Vor-
cheil mir dem Grade des Lichts und der Aufklärung
verschwinden. »

Nein es soll keine Ausnahme von dem Gesetze zu
Gunsten der Mönche gemacht werden, sondern ich
halte dafür, daß ei» besonderes Geftz gcgebenwerde,
baß Mönche keine Lchrftühle besetzen können. Lehr-
stuhle müssen nur durch strenge Prüfungen, wozuwie
tüchtigsten Einheimischen und Fremden concurriren,
übergeben werden.

Diethclm hält um der Botschaft des Direkt»--
riums willen, die Resolution fur nochwendig; wir
würden sonst Mangel an Schallehren» haben; er.

stimmt in Rükstcht auf ben -Z Art. der KcuMiàt,
Angustmi bei und will annehmen.

Gen h a rd stimmt fur die Commission. B und't
wflichtet Ustcri und K«bli bei; er wüßte nicht, warum
man zu Gunsten dcr Geistlichen Ausnahme vom Gesez
mache»! sollte; sie haben mehr Mcheil gestiftet als die
andern Klassen. Wir haben genug Jugendlehrer in
Helvetica, unff um uns herum sind mehr Fürsten-
chômer -und' wistokratische Regierungen als freie Re-
pubülen, somit darf man daher wench Gutes erwarten.

Mit 2Z Stimmen gegen 21 wird der Beschluß an
eine Commission'gewiesen, und auf Schwallers
Antrag soll die schon ernannte Commission über die
Fremden, sich damit beschäftigen.

Der Beschluß-, welcher eine Verbesserung des
Gesetzes über die Besiegluug der öfftntlichen Wen
enthalt, wird zum zweitenmal verlesen. Durch densel--
ben wird der gte Art. des Gesetzes generalisirt, so daß
alle von ossenMchen Gewalten ausgehende Documente
und fhcêheilsspàhe keines andern Siegels bedürfen,
als jenes der Stelle, von der sie ausgehen. AnfLüthi-s
v. S o l. Antrag wird der Beschluß angenommen.

Vier Beschlüsse werden zum erstenmal verleftn,
deren wir bei ihrer Discussion gedenken werden.

Auf Z äs! ins Ankrag soll ein Beschluß, der in
der Sitzung vom igten d. bis zur Entscheidung über
die die Fremdcn betreffende Resolution, vertaget wor-
den, ebenfalls der heute ernannten Commission über
die Fremden zugewiesen werden.

Grosser Rath, 27. Oktober.
Präsident: An verwerth.

Thor in sagt, zurük aus dem Kanton Freiburg
bin ich einige Nachricht aus demselben schuldig; das
Volk wäre ruhig und zufrieden, wenn die häufigsn
Trupp^ndurchzüge und die Erziehung dcr Contribu-
tion von dcn Oligarchen nicht auf .das Volk znrükfickn;
zudem ist es nothwendig das dort im Gang sich be-
findende Piemontesergeld gleichförmig und bestimmt
zu taxieren. Nüce fsderc schriftliche Niederlegnng
dieses Berichts auf das Bureau. Car mist ran
unterstüzt diese Berichte und Nines Antrag. S e c re-
è a n glaubt, da über diese Gegenstände Commissonen
niedergesezt sind, so sey keine weitere Verfug »mg noch-
wendig. Zimmer mann folgt Scerctan. Diese Tc-
richte werden den sie betreffcnden Commissionen ohne
wettere Verfügn»,g zugewiesen.

Der Obergeeichtshof berichtet, daß verschiedene

wichtige Prozesse die Zusammenbcrufung der Supple-
anten nothwendig macyen und bemerkt, daß aus dem

Kanton SolotlMn weder Obcrrichtcr nsch Supple-
ant Vorhemden seien, -welches den» Gang der Geschäfte
bei dem Mangel eines allgemeinen Gesezbuches höchst

nachthcilig ist, daher derselbe hierüber ruft Beftyleu-
nigunZ eine bestimmte Verfügung federt.



Escher sagt, da die Konstitution nichts über den undBànzmse sind, solle» gehalten seyn, in Zeit von
gegrnwartigen Fall bestimmt und der Gegenstand von
ganz besonderer Wichtigkeit ist, so begehre ich Ber-
Weisung an eine Commission, welche mit Beschleum-

gung ein Gutachten vorlege.
Hammer folgt ganz. Nuce glaubt, es sey

über diesen Gegenstand schon etwas verfügt und fodert
Verlesung des Protokolls. Kühn bemerkt, daß grosse

Schwierigkeiten über diesen Gegcnst .ch vorhanden
seien ; denn die Konstitution erlaubt nicht die Wahl-
Versammlungen zusammenzuberufen, das Direktorium
hat sonst schon zu viel Macht über'die richterliche Ge-

walt, daher mochte wohl am besten seyn, den Ober-
qerichtshof sich selbst ergänzen und demselben durch die

Verwaltungskammer 6 Bürger dazu vorschlagen zu

lassen. Zimmermann folgt Eschern und begehrt,
daß die Commission nächsten Montag Rapport mache.

Die Commission wird angenommen und m dieselbe ge-

ordnet: Carrard, Kulli und Hammer.
Nüce fragt, ob es schiklich sey, daß der Prä-

schert eines Kantonsgorichts und oer öffentliche Anklä-

ger Brüder seien? Diese Motion wird aufs Bureau
gelegt.

Der Präsident zeigt an, daß 4 Gemeinden des

Kantons Luzern eine Bittschrift verlesen zu lassen wün-
scheu, über die an der Tagesordnung stehende Grund-
zinse. Seeretan fodert Tagesordnung, weil keine

Bittschrift einen Vorzug vor der andern haben und

also zur Einsicht anfs Bureau gelegt werden soll.

Kilchmann fodert Verlesung, weil man den Volks-
willen anhören soll. Z i m m e r m a n n stimmt Secre-
tan bei. Man geht zur Tagesordnung.

Z i m m m e r m a n n !M Namen der Feodalrechès-

commission legt folgendes Gutachten über den dersel-

den zurükgewiesnen 13 § und folgende vor:

Von dieser Loskaufung sind diejenigen Bsdenzinse

ausgenommen, welche von den vormaligenRegieruu-
qen erweislich ans Ehehasien oder auf neu urbar ge-

machte Grundstücke, welche noch in der Hand des

Urbarmachcrs sind, aufgelegt worden, und die von

nun an ohne Loskaufung aufgehoben werden

iy.
Alle andern unablôslichen Grund - und Boden-

zinse, welche in Naturprodukten zu entrichten waren,
sollen eben so wie die Zehenden nach dem 13 Arttkel

gewürdigt und nach diesem Maasstab bezahlt werden,

îe Loskaufung soll ebenfalls aufdem Fuß vom izten
P-enning geschehen, das heißt: die mittlere Schätzung

mit 15 multiplizirt, soll die Summe der Loskaufung

seyn. Die Grund- und Bodenzinse dann, welche in

Geld entrichtet wurden, sollen um den zwanzigsten

Pfenning losgekauft werden.
20.

Alle Partikularen, Gemeinde», Kirchen, Armen-

anstaiten, die Eigenthümer solcher unabivslicher Grund-

3 Monaten von dem Datum dieses Gesetzes an, den
Verwaltungskammern chre Titel einzugeben, wofür
ihnen von denselben ein Empfangschein zugestellt wer-
den soll.

21.
Der Staat soll diesen Eigenthümern, welche ihre

Titel eingesandt haben, ihre Entschädigung, nemlich
auf den Fuß vom fünfzehnten Pfenning, wie er die
Loskaufmig von den Schuldnern, laut dem lyten Ar-
tikel bezieht, samt dem Zins vom iten Ienner 1798
an gerechnet, bezahlen.

22.
Diese Zahlung wird entweder in baarem Geld ge-

schehen, oder aber durch Uebcrgab von Schuldschein
neu, welche durch Besitzer von Grund - und Boden-
zinspflichtigen Grundstücken, zur Loskausung an den
Staat aufgerichtet werbe».

Auf E sch er s Antrag wird dieses Gutachten §weise
behandelt.

§ i8. Erlacher fodert, daß man über jeden §
sogleich ohne weitere Berathung abstimme, weil aller
schonen Reden ungeachtet, doch jedermann auf seiner
Meinung bleibt. Akermann will, daß auch die
auf ingeschlagne Güter und erbaute Häuser gelegte
Grundzinse diesen: § zur Aufhebung beigefügt werden.
Kilchmann folgt und will, daß auch die von Herr-
schaffen aufgelegten Grundzinse hier ausgedrukt werden.
Michel folgt Akermann, und will die auf eingeschlag-
ne Alimenten gelegten Grundzinse beifügen. Elm-
linger will auch ältere ungerecht ausgelegte Grund-
zinse hier beifügen. Carrard glaubt auch, dieser
§ sollte näher entwickelt und bestimmter gemacht wer-
den. Er will nicht selbst ausführlicher über diesen
Gegenstand sprechen, aber ein Memorial von der
Verwaltungskammer des Leman verlesen. Dieses Me-
morial enthält Vorstellungen wider die Fesdallasten ne-
ben den neuen Auflagen, weil durch dieses Auflegen
von doppelten Lasten die Republik verloren gehe.
Mehr will Carrard nicht sagen.

Schlumpf folgt Akermann, Michel und Elm-
linger, weil diese Ausnahmen von der Gerechtigkeit
gefodert werden; allein er bittet um sorgfaltige Redak-
tion, weil auch gerechte Grundzinse aus Häusern haft
ten können; auch Kilchmann» Antrag will er folgen.
Custor glaubt, die Commission selbst werde ganz mit
den Präopmanten einig seyn, und daher schlägt er eine
vollständigere Redaktion des § vor.

Arb folgt den gefallene» Bemerkungen und will
noch die Grundzinse von den Feuerrechten und neuam
geschwemten Land beifügen. Erlacher klagt, daß
Carrard ein Memorial vorgelesen habe, und stimmt
zum Gutachten. Am mann folgt ganz Schluwpf,
und will nur die von den Gemeinden selbst auf einge-
schlagne Theile des Gemeindguts gelegre Grundzinse
von den Beifügungen zu diesem K ausnehmen.



Secretan findet die ftanzösischeNedaktion nicht
so bestimmt wie die deutsche, und fragt, warum
Grundzinse auf Mühlen u. s. w. abgeschaft und an-
dere hingegen, die auf Boden liegen, abkâufiîch ge-
macht werden, da doch beide Arten von Grundzinsen
ganz gleichen feodalischen Ursprungs sind. Er kann
diese Abtheilung nicht begreifen, und fodert auf, ihm
Gründe hierüber anzugeben, denn beide Arten beruhen
auf den gleichen Vertragen; oder welch ein Grund ist
da, daß der reiche Müller von dem Grundzins un-
entgeldlich befreit werde, dagegen die arme, ackerbau-
ende Witwe sich davon loskaufen soll? Wenn der eine

Eigenthümer entschädigt werden soll, warum soll der
von Mühlengrundzinsen nicht auch entschädigt werben?
Dieses sagt er nicht, um diese Ehehaftengruudzinsc
loàuflèch zumachen, sondern um den Widerspruch zu
zeigen, der entsteht, wenn nicht alle Feodalgnmdzmse,
die" auf Boden und die auf Ehehaftm, gemeinschaftlich
aufgehoben werden.

Gmür sieht die Verwirrung mit jedem Augenblicke
überlesen Gegenstand zunehmen: er glaubt, man
mußte die Muller nicht befreie«, wenn sie bei ihren
ausschliessenben Rechten beschüzt würden; allein sie

verlieren diese, da hingegen der Güterbesitzer keine

Rechte feines Guts verliert; hierin liegt der Unter-
schied, den Secretan so ungerecht findet; er stimmt
also für's Gutachten. Geyser folgt Schlumpf,
glaubt aber, jeder ungerecht aufgedrungn« Grundzins
müsse aufgehoben werden; freilich, sagt er, ward in
Frankreich nofache Loskaufung bestimmt, aber in As-
signaten, und so wünsche ich unseru Eigenthümern eine
bessere Entschädigung als die französischen erhielten.

Capani folgt Carrard und Secretan, weil ohne
den Unterschied zwischen Feodal- und amphiteotischen
Grundzinsen, und ohne Abschaffung der ersteren die
Feinde der Freiheit in ihren niedrigen Absichten unter-
Mzt und befriedigt würden.

Wyder kann dem § ohne die gefoderten Beisatze
auch nicht beistimmen und schlägt eine neue Redaktion
vor.

Carrard rechtfertigt sich gegen Erlacher, weil
er jede Meinung, die auch die seinige W frei vor-
tragen darf.

Zimmermann sagt, Secretan hat sein ganzes
Raisonnement auf eine falsche Darstellung der Ehehaft
ten gegründet und daher ist dasselbe auch ganz falsch.
Die Commission blieb ihren Grundsätzen getreu und hat
die Grundzinse, deren Capital nicht mehr vorhanden
ist, aufzuheben, und die, deren Capital noch da ist
und da bleibt, loskauflich zu machen vorgeschlagen;
und da die Ehehasten nicht mehr Capital bleiben, so

sollen auch die auf ihnen hastenden Grundzinse auf-
gehoben werden. Er unterstüzt Wyders vorgeschlagne
Redaktion. Secretan und Carrard widersetzen
sich dieser Redaktion. K u hn schlagt folgende Redak-
tisn vor, welche angenommen wird: „Bon diejer Los-

r

» kaufung sind diejenigen Bodenzinse susfenommen,
die erweislich für Conzcssionen von Privilegien oder

» Rechten aufgelegt worden, welche vermöge der Con-

» siiêîttion oder der Gesetze aufgehoben sind, ode? die

» auf neu urbar geinachte Grundstücke, welche noch

» in der Hand des Urbarmachers sind, wilikührlich

„ aufgelegt worden, und die von nun an ohne koskau-
» fung abgeschaft sind. "

§. ly. Zimmermann Host nach der mit dem
lg. K. vorgenommenen Verbesserung werde nun keine
grosse Schwierigkeit über die Annahme dieses §. vor-
Handen seyn und bittet also, zu Ersparung der kosiba-
ren Zeit, dringenst um Beschleunigung der Abstimmung.
Der §. wird sogleich, so wie auch der 20, 21 und
22 §. angenommen.

§. 2Z, nach dem neuen Gutachten: Kilchmann
begehrt, daß mau hier bestimme, » das Grundsiük,
auf weichem der Grundzins jezt hastet" weil die ur-
/prüngliche Hypothek schwerlicy mehr zu finden seyn
würde. Schlumpf bemerkt, daß es sich von selbst

verstehe, daß das Gut des Schuldigen Unterpfand sey.
Der §. wird wie das übrige des Feodalrechtsgutach-
tens nun ohne weitere Einwendungen einmüthig an-
genommen.

Koch sagt, jezt ist dieses Gutachten angenom-
men und also der Zeitpunkt da, auf welche» Eggs
Motion vertaget wurde; ich unterstütze nun dieselbe
und trage darauf an, daß die Loskaufung von den

Zehenden auf 2 vom hundert des Werths der Guter
herabgeftzt werde. Dieser Vorschlag wird sogleich
einmüthig angenommen und lebhaft beklatschst

Gmür freut sich, daß die Versammlung sich noch
über dieses Gutachten so gut vereinigt habe, und
fragt ob es nicht billig wäre den 6. §. in gleichem
Verhältniß wie den 4. §. zu mäßigen. Akermann
widersezt sich diesem Antrag, indem diejenigen, welche
ihren Zehenden in Geld bezahlen, immer noch leichter
befreit werden als die eigentlichen Zehendpstichtigen.
Gmür nimmt seinen Antrag zurät.

Akermann begehrt Behandlung von Capanis
Antrag über Einstellung des dießjährigen Grundzinses.
Zimmermann widersezt sich diesem Antrag, indem
beschlossen wurde das Gesez über die Feodalrechte ab-

zuwarten, und jezt haben wir erst einen Beschluss und
noch kein Gesez: überdem wird jezt Capani selbst füh-
len, daß wenn unser Beschluß angenommen wird,
seine Besorgniß gehoben ist. Schlumpf folgt und

fteut sich, daß heute die ganze Versammlung wieder
einig ist. Akermann nimmt seinen Antrag zurük.

Kulli begehrt, daß die Beschlüsse über den Ae-
henden und über die Grundzinse getrennt und abge-
sondert dem Senat zugewiesen werden. Auf Ca«?

rards Antrag geht man über diese Motion zur Ta-
gesordnung.

Nach einigen Berathungen über die Priorität der

an der Tagesordnung stehenden Gutachten wird das



»'ber die VerbNmuMn ans einZelitZn Cantone» siehe
Rcptibl. p. 779.) in Berathung genommen.

Der i. §. wird sogleich »»verändert angenommen,
2. §. à h n begthrt .Durchstreich'-mg dieses L, w-cu

leicht der Füll eintreten, kann, »wd selbst wirklich eine
treten wird, daß sich solche Verbannte in Amerika
befinde»! und also in diesem angeftjten Zeitpunkt nicht
zurûtlonîmei: können. Wyder folgt/ Koch fodertì
Beibehaltung des §, weil ein eigner §. für die im'
Ans-lande sie? befindenden Ae-rbaimten sorgt, und diese
Zeitbestimmung »richtig ist, damit Bösewich ter, die
ihre Au ssichn-ng nicht iegimzurcu kr nnen, nicht im îaude
hêrumschwàrmen, sondern verbannt oder verhaftet wer-
den. Der §. wird, so wie auch der z, 4, Z, 6,
7, 3, y und 10 unverändert angenommen.

e. -il. Kühn sagt, da Gnadeneriheàg warder
GestMbung auf Einladung des Direktoriums zu-
kommt, und hierüber die Constitution bestimmt ist, fs
federe ich, daß dieser §. ausgelassen werde. Koch
stimmt Kühn bei, wünschte aber über Art von Gna-
dmertheilung eine Abkürzung aufzufinden, »seil diese
Strafe meist auf unerwiesene Capitaloerbrechcn gesest
wurde, die bei guten Gesehen gar nicht hatten bestraft
werden seilen: er glaubt, wann das Cantonsgericht
finde die Eingr.mzrug sey tnmöthig, so könnte es sich

durch den Statthalter «n das D:relwriu»n wenden.
Carrard kau» Koch nicht beistimmen, denn die

Gerichte haben gar nichts mit Begnadigungen zu
thun, indem diese nur der vollziehenden und geftzge-
benben Gewalt zukommt: er folgt also Kühn und
wünscht, daß im y. K. auch noch die Abänderung ge-
tröffe« würde, daß die Aegierungsstatthaltcr über die-
sen Gegenstand beim Direktorium einkommen sollen.
Secrerau folgt und will beisetzen, daß die Begua-
digung nach den Fennen der Constitution geschehen soll.

Ko 6) kann diesen iczicrn Borschlagcn durchaus
richt beisàmen, weil hicr nicht von einer blosicn,

'sondern von eim? tedinzten Begnadigung die Siede »s-.

Das Gericht urtheilt mach den Kernigen lcher d:e
Thatsache, ob der Fall der Besserung eingetreten sey:

-dieß kann durchaus nicht ein.ni einzige» Menschen,
wie den» Statthalter, überlasten werden, weil dadurch
'die gross": Willrührlich ketten statt haben konnten, wet-
ehe h »»gegen beim Gericht nicht zu furchten sind.

K«hn -'beharret, indem das Direktorium die Jury
zu dieser Untersuchung ist, und sonst sein Recht zum
-Antrag -nichts ware, indem es nur Sachwalter des

-Gttichts würde: Cr begehrt also Haudh.dung der
Constitmien end die von Larrard vorgeschiagne Aende-

rang des 9..§. — Es wird -bestimme, daß die Unter-
'stchMg dem Cantonsgericht, das Vorschlage recht zue
Begnadigung aber dem Direktorium -übergeben wer-
den soll/

§. 12. Kuh» sirgt, wenn das Verbrechen immer
'»Mttwicstn Ware, so »rare auch dieser f. billig, allein
ich kann nicht zugeben, daß ftemano als Vsrlamnder'

bestraft werde, weil er einnn ein ivirklich begangnes
Verbrechen vorwirft: ist ober das Verbrechen unenvie-
sen, so kann er ihn wie jeden ander» Bürger vor
Gericht nehmen; daher begehre ich Durchstreich»^
dieses §. S ch lumps unterstüzt den K, weil d-ustwe
nicht Genkgrhuiing, sondern nur die auf Schekümgcn
geftzte Straft verftbrcibt, und- man doch kein /.er-
gnitgen daran finden soll, einem seinen Fehler vor-
zuwerft«. Castor stimmt Kühn bei. Graf ftlgt
auch, weil die Religion Verzeihung fodert und die
Gesetze sie nicht gebieten sollen. M-icy cl folgt auch
Kuhu.

Anderwerth sagt, wir verweisen diese Verbann-
ten in ihre Heimach, um sie dazu besser», und durch
bestmdiges Vorwerfen des Verachens würde diese
Besserung nur verzögert, daher stimmt er zum Gut-
achte».

Kühn sagt, es giebt vollkommne und mnvoll-
kommue Pflichten; zu den ersten kann man gezwungen
werden, zu den lezterü, wovon hier die Rede 1st,
aber nicht, daher ist dieser §. unzwekmäZig. Der 5.
wird weggelassen.

Da sich zeigt, daß über die im Anfang der
Sitzung erhaltue Botschaft des Obergmsstsbofes schon
den 6. Juni eine Commission niedergesezt wurde,

'
so

wird dieselbe dieser schon vorhandnen Commission zu-
gewiesen und die neu ernannte aufgehoben.

Auf Secretans Antrag wird der Commission
über die unehljchen Kinder statt Hussi-, Legier
beigeordnet.

Auf Kühn s Antrag bildet sich der Rech in ein
gehcàes Comite.

Senat, 27. Oktober.
Präsident: B ertheilet.

Da wedev Beschlüsse noch Com»niMc-nsI-berichft
an der Tagesordnung sind, so wird die Sitzung nach
Verlesung des Verbalproeesscs aufgehoben.

Am2tMu'war keine Sitzung in beiden Rächen.

Grosser Rath, 29. October.
Präsident: Anderwerth.

Das Vsllzichungsdirektonum in einer Botschaft
vom 27. Okt. zeigt an, daß Tags darauf der deutsche,
und 8 Tag darauf der französische reformirte Got.es-
dienst in der Jcsuiterkirche werde gehalten werden.

Niice will die Versammlung aufmerksam machen
auf die Schriften des bösen Hallers in Bern, der
von dem Distriktsgerichr, wo sich der öffentliche An-
klager mit ihm luftig ms-chte, ganz freigesprochen wur-
de, und nun fortfahrt, auf die mwerschaMteste Art das
Volk irre zu führen-, wie die Nummern gZ und



zy seiner Annalen beweisen^ wo er sags': die verfolge
ten Patrioten und dis Patres Eriger seyen Kinder
eines Geistes', daher fsdert er, daß das Dircltsrium
eingeladen werde, alle Zeitungsschreiber unter seine
besondere Obhut zu nehmen und die giftige Feder
Haker.s einmal stille stehen zu machen.

Billeter sagt, wann es wahr ist, daß die ver-
folgten Patrioten dem Pater Skiger gleichen, so

krage ich darauf an, daß man dieselben aus dieser
Versammlung und selbst aus der Republik verbanne;!
ober wenn dieses nicht wahr ist, daß man den Pa-z
triste» Satisfaktion verschaffe.

E seh er sagt, Haller wurde als Nerläumder anst
geklagt und vom DiKriktsgericht losgesprochen; wahr-'
scheinlich wird nun der Prozeß auch noch vor dein
CarMvMmcht anhängig gemacht werden:- in Alà
ficht fur die Zukunft hat uns Kühn einen baldigem
Rapport über die Vergehen der Preßfreiheit angekà
digt, daher begehre ich Vertagung von Nuces Antrag,
und daß die Tagesordnung nicht wieder wie gewohnt
mit solchen Verachungen unterbrochen werde.

Michel vertheidigt das Benehmen des öfftntli-
chen Anklagers in Bern, in Ruksicht des Prozesses-

gegen Hallern und folgt ganz Eschen-i.

Zimmermann bezeugt, daß Halier mit seinem
viel gelesenen Blatt, schon ungeheuer vies in Helvetic«»
geschadet habe, indem er immer nur diejenigen Mei--
nungen und Gegenstande aushebt., weiche einer lâcher-
lichen Wendung fähig sind, und diese unter solchen.
Formen darstellt: er unterstüzt daher Nnces Antrag,
den er als eine besondere Motion mit Dringlichkeit
zu behandeln wünscht.

Nuce erklärt, daß er nur. dem HSrensa-
gen nach über den öffentlichen Ankläger urtheilte und
fich gerne belehren lasse.

Graf fodert Verweisung von Nnce's Antrag aid
eine besondere Commission.

Erlach er versichert, daß solche verlamnderische.,
Zeitungsschreiber mehr als andere Bosewichler schaden'
und au den Schatten geh reu; er folgt Graf.

Akermann folgt und begehrt, daß eine solche-
Commission in zwei Tagen Rapport mach:'..

Schlumpf glaubt, Esthers Antrag diene wohl
um unsre Kleider nicht mehr naß zu machen, aber
nicht um unsre schon na ea Kleider zu trsknen, denn
wem, heute wie Pater Seiger unter uns styen, so
erklart er, daß er nicht mehr da- bleiben, à, und
daher folgt er Nuce.

Bill et er sieht die Sache gar nicht von der.
Seite der Preßfreiheit, sondern der Beschuldigung anst
die gegen viele Mitglieder der Versammwssg da ist/
und daher begehrt er Behandlung dieses Gegenstandes
unter diesem Gesichtspunkt.

Custor will die Same der Preßfreiheitskommis-
sion Zuweisen. Cap an: folgt ganz Race's Antrag.

(Die- Fortsetzung folgt.)

Eil, paar Bemerkungen über das vorgeWag--
ne Orgalllsaêionsgeftz des obersmi Gc-
rjchtàss, welches im Republikaner vom
z-. October enthalten ist.

§. 2-r. Ist dein Präsident nicht z« viel Gewalt
.eingeräumt, wenn, er die Con,mission willkührlich er-
nennen, kann? und ware es daher nicht - besser, den
obersten Gerichtshof in vecschiedne beständige Commis-
.sionen abzutheilen, welche die vorkommenden Criminal-
orc-zesse dee Kehr nach, jedoch immer mit Zuzug des-
jeuigen- Obcrrichters, aus dessen Kanton der Prozeß
an den Gerichtshof gebracht wurde, untersuchen
würden?

Bei § zz und 26 ist eine Luke für die Fälle, wo
die Commission ober das Tribunal entweder unter sich
oder- miteinander nicht übereinstimmen. — Man kam«
sich zwar leicht vorstellen, daß am Ende die Majorität
des Tribunals entscheiden werde;'allein dieser höchst-
wahrscheinliche Fall sollte doch in einem Gesezentwurf
ausdrükiich berührt werden.

§ 34. Hier vertritt der Oberrichter aus jedem
bctreflichen Kanton die Stelle des öffentlichen Ankiá-
gerS bei Criminalsallen; allein ich wünschte, daß sein
Rapport ebenfalls commissionaliter discutirt würde,
bevor er in Circulation gesezt oder dem- Tribunal zum
Entscheid vorgelegt wird. — Wie mir dàucht, sind
aus sehr guten Gründen § 40 alle Particular«,forma-
klonen untersagt, allein befio sorgfältiger muff man
dann die übrigen Hilfsmittel zu genauer Untersuchung
des Prozesses zu Rath ziehen, und hierzu scheint mir
die Circulation der Aktenstücke und der einzelne» Mei-
nung eines Richters gerade aus dem bctreflichen Kan-
ton, keineswegs hinreichend. Wie wenig Zntresje hat
nicht die .Dm-ch'esung eines troknen Aktenstüks auf
einem einsamen Studierzimmer, und wie nachläßig
wird daher oft dièse Pfilcht erfüllt; da- hingegen bei
mündlicher Discußisn die Sache mehr- Intresse ge-
winnt und Aufilärmig jeder Art unendlich erleichtert
wird. — Man könnte zwar einwenden, dieß sey dann
der Fall bei der Berathung des Tribunals selbst;
allein einerseits glaube ich, sty es äusserst nothwendig,
demselben zu möglichst genauer- Erfüllung feiner wich-
tigen Bestimmung so viel Zeit wie möglich zu erwartn,
und «ver weiß nicht anderseits, daß besonders Ge-
schaste, welche kein überwiegendes I-ntresse haben und
doch genaue Sachkenntnis? erfoder», weit besser' durch
eine kleine Anzahl von Mitgliedern erdauert'und ge-
prüft werden, indem sich weniger einer auf den andern
oer'-assen darf und manchmal der Zeit halber wirklich er-
lassen muß.— Ferner kmnce man sagen, es ist ja vorerst
nur um die Entscheidung der Vorfrage zu thun: 00
das Cnssationsbegchren zulaßlich sey oder nicht!
Allein imch dünkt dieselbe, in Cassations,Allen äusserst



wichtig, besonders wenn man auf den prozeßsüchtigen!
Geist des Volks in mehrern Gegenden, welcher in
diesen und andern durch die Revolution eher vermehrt!
als vermindert worden ist, kräftig einwirken will.
Würde z. B. das Cassationsbegehren ohne hinlängli-
chen Grund verweigert, so wäre dieß eine Ungerecht
tigkeit, gegen die gar kein Sàz mehr statt fände,
und die eben um deßwillen doppelt drückend wäre.
Wie leicht könnte in solchen Fällen bei der zurnkge-
wiescnen Parthei der vielleicht ungerechte Verdacht
entstehen, daß dieser Rapporteur, wenn er etwa mW
dem Personale der Gegenparthei oder dem Tribun«!
gegen dessen Urtheil Cassation begehrt wird, in nähern;
oder entftrnterm Verhältniß steht, aus Parteilichkeit
gehandelt, und das Tribunal, welches entweder nicht
Lust oder Zeit gehabt, den Fall genau zu prüfen,
durch die Ueberlegenheit seiner Sach- und Lokalkennt-
niß zu einem übereilten Ausspruch hingerissen habe?
Wird hingegen das Cassationsbegehren zu leicht ge-
stattet, so raubt man einerseits dem Tribunal ohne
Noth eine kostbare Zeit, und läßt den Unschuldigen
unter der Prozeßsucht des Schuldigen leiden, — denn
wenn einmal das Cassationsbegehren gestattet, folglich
für begründt vom Tribunal angesehen wird, so sehe
ich nicht, wie man denjenigen, der solches begehrt
hat, auch wenn die Entscheidung der Hauptfrage um
günstig für ihn ausfällt, gerechterwcise strafen, oder
nur zu einer Entschädigung an die Gegenparthei an-
halten kann, es sey denn, daß bei näherer Untersu-
chung eine absichtliche Verfälschung der Thatsachen
ihm zur Last falle. — Aus allen diesen Gründen
scheint mir überhaupt die Vorfrage wenig zu nützen;
man erschwert sich ein Geschäft ohne Noth dadurch,
daß man auf einseitigen Bericht und dennoch, wenn
man nicht in die großen Inconvenicnzen verfallen
will, mit der äussersten Sorgfalt entscheiden muß. —
In der That gewinnt auch niemand etwas dabei;
derjenige, welcher Cassation begehrt, muß seinen Schritt
auf alle Falle thun. — Ist sein Begehren ganz unge-
gründet, so verdient er allerdings, daß man ihm die

Entschädigung für die Gegenparthei, welche er much-

willig bemühet hat, auflege. — Laßt sich hingegen
das eine und andere dafür sagen, so wird die Vor-
stage nicht verneinend ausfallen, mithin der Gegen-
parchei die Wiederlegung nicht erspart, auch wenn
der endliche Ansspruch zu ihren Gunsten ausfällt,
und doch könnte man ihr alsdann mit mehr Billig-
keit eine Entschädigung zukommen lassen, als wenn
das Cassationsbegehren durch förmliche Entscheidung
der Vorfrage vollkommen gerechtfertigt ist. — Hinwie-
der würde es mich aber auch nicht unbillig dünken,

daß die Parchei, gegen welche Cassation verlangt
wird, die andere entschädige, wenn die Cassation

wirklich gestattet wird. — In gedem Fall aber scheint

mir Commissionaltmttrsuchung sowohl der Haupt- als

Vorfrage, wenn leztere beibehalten wird, unumgäng-
lieh nochwendig. —

§ 57. Hier kommt mir die Bestimmung nicht
deutlich genug vor; sie ist zwar etwas deutlicher im
§ 28; und noch deutlicher in der Constitution selbst
§ 89, welche für einmal wenigstens noch dem Orga-
nisationsgesez, so wie sie ist, als Grundlage dienen
wird. Den 28 § kann man also hingehen lassen, weil
er durch den angeführten § der Constitution hinläng-
lich erläutert wird; hingegen scheint mir im Z? § zu
Ausweichung alles Mißverständnisses der Zusaz: »Da
die Cassation nur über das Verhältniß der Urtheil,
oder der Competenz und Prozeßform zu den Gesetzen
statt haben kann" ;c. durchaus crfoderlich. Wesent-
lich muß dann aber der Nachsaz dahin geändert wer-
den: »so wird nur im leztern Fall' der Prozeß frisch
angefangen, in den beiden erster» aber bloß die wirk-
lich instruirte Prozedur neuerdings untersucht und
beurtheilt."

Kleine Schriften.
33. Ein Wort zur Beherzigung für jeden

Schweizerbürger von einem Schweizer.
8. Heloetien 1798. 8 S.
Der Verf. will alle helvetischen Bürger mit ihrer

neuen Verfassung zufrieden machen und empfiehlt ih-
nen Zutrauen zu der Regierung; seine Absicht ist also
sehr lobenswerth.

Denkfehler.
In n. I. In dem Beschluß über die Zehenden

u. s. w. ist abzuändern:
S. 1. Spalt i. Z. 21. von unten lies: — über-

laden oder die Republik durch Aufladung einer ungeü
Heuren Schuldenlast stürzen müßte, oder aber u. s. w.

S- 1. Spalt 2. Z. 23. von unten, Art. 8., statt
unveränderlich — veränderlich.

S. 2. Sp. i. muß der Art. 21. so heissen:
Von dieser Loskaufung sind diejenigen Bodenzinse

ausgenommen, die erweislich für Concessionen von
Privilegien oder Rechten aufgelegt worden, welche
vermöge der Constitution oder der Gesetze aufgehoben
sind oder die willkührlich auf neu urbar gemachte
Grundstücke, welche noch in der Hand des Urbarma-
chers sind, aufgelegt worden.

S. 2. Sp. 2. Z. 15. statt igten Artikel lies
22stm Artikel.
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